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Zumeldung des Gemeindetags Baden-Württemberg zur Pressemitteilung „Grün-Rot und Städtetag finden Kompromiss bei der Gemeindeordnung“ der Landtagsfraktionen von Bündnis 90/Die GRÜNEN und der SPD sowie des Städtetags Baden-Württemberg
Hände weg von der Gemeindeordnung

Bereits gestern lehnte der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg in seiner Sitzung in Stuttgart die geplante Änderung der Kommunalverfassung einstimmig ab. Das höchste Gremium des Gemeindetags sprach sich auch dagegen aus, mögliche Modifizierungsvorschläge anzunehmen. Zu dem heute veröffentlichten Kompromiss der Regierungsfraktionen und dem Städtetag Baden-Württemberg erklärt Gemeindetagspräsident Roger Kehle deshalb: „Die Änderung der Gemeindeordnung ist trotz der Kompromissvorschläge keine Modernisierung der Demokratie, sondern eine Gängelung. Wir bleiben deshalb dabei, dass dieses Gesetz nicht notwendig ist und fordern, dass es zurückgezogen wird“. Gerade die baden-württembergische Kommunalpolitik stehe im bundes-, aber auch im europaweiten Vergleich bereits für modernes, bürgerfreundliches und erfolgreiches Gestalten vor Ort. Diese eindeutige Haltung wurde auch den Fraktionsvertretern bereits mehrfach mitgeteilt. „Die Regierungsfraktionen treten mit den nun verkündeten Änderungen den geordneten Rückzug an. „Wenn bereits nach den ersten Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf so viel nachgebessert werden musste, sollten sich SPD und die GRÜNEN im Land Zeit nehmen, darüber nachzudenken, ob es eines so unausgegorenen und völlig unnötigen Gesetzes überhaupt bedarf“, so Roger Kehle. „Hände weg von der Gemeindeordnung“, fordert er im Namen seiner Mitgliedsstädte und -gemeinden.
Die Vertreter der Städte und Gemeinden im Landesvorstand des Gemeindetags befürchten durch die geplante Änderung der Kommunalverfassung eine große Gefahr für die repräsentative Demokratie. Sie bekräftigten deshalb gestern die Kritikpunkte des Verbandes, die der Gemeindetag in einem Positionspapier zusammengefasst hat.  
Das Gremium könnte sich allenfalls vorstellen, die vorgesehene Absenkung der Quoren bei Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden zu akzeptieren. 

Das Positionspapier des Gemeindetags „Kommunale Handlungsfähigkeit nicht gefährden - repräsentative Demokratie braucht Rückendeckung!“ fügen wir dieser Pressemitteilung an.
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